








































Dieser Umstand ließe sich anderweitig - und potentiell als Vorstufe einer 
Staatsbürgerschaftsvergabe - auch durch eine Änderung des Wahlrechts nach 
neuseeländischem Vorbild beeinflussen, wie von der Menschenrechtsorganisation 
SOS Mitmensch gefordert. Nach diesem Modell dürfen Menschen, die mindestens drei 
Jahre lang ihren Lebensmittelpunkt in Österreich haben, auch zum Urnengang 
antreten (Ohlrogge, 202 5). Adaptierungen können somit anhand (sukzessiver) 
Reformen in anderen Ländern formuliert werden. Hier warnen Expert:innen allerdings 

vor selektiven Erleichterungen in einzelnen Bereichen, welche systematische 
Erschwernisse und Hürden beim Staatsbürgerschaftserhalt nicht nachhaltig auflösen 
(Valchars, 2026). 

Während eine rechtliche Liberalisierung, insbesondere im Umgang mit 
Doppelstaatsbürgerschaft, die transnationalen Realitäten betroffener Menschen 

anerkennt und für Antragstellende aufwendige und kostspielige Verfahren entfallen, 
gehen derlei Änderungen auch mit verringertem Prüfaufwand für derzeit stark 
überlastete Behörden einher (Walter-Franke & Yücetas, 2024), vorausgesetzt deren 
Formulierung, Planung, und Umsetzung erfolgt auf umfassender und koordinierter 
Basis. 

4.2 Anpassung administrativer Voraussetzungen 

Wie von Staatsbü rgersch aftsexperten Gerd Valch ars (2026) hervorgeh oben (und auch 
im aktuellen Regierungsprogramm unter dem Vorhaben der Entbürokratisierung 
anerkannt), können selbst inklusiv formulierte rechtliche Liberalisierungen scheitern, 
sofern sie nicht an bürokratische und ressourcentechnische Anpassungen gebunden 

sind, die eine Umsetzung rechtlicher Änderungen gar erst gestatten. 

Entsprechen behördliche Mittel und Strukturen nicht den von der Rechtslage 
vorgegebenen Möglichkeiten, kann es zu administrativer Überlastung kommen, wie 
sie in den letzten Jahren vor allem am Beispiel der Wiener Magistratsabteilung MA35 
festgestellt wurde. Mit der damit einhergehenden Frustration von Antragstellenden 
aber auch Behörden mitarbeitenden drohen formelle Fortschritte in Einbürgerung und 

Integration zu verpuffen. Somit würden auch bei einer allfälligen Modernisierung des 
Staatsbürgerschaftsrechts die in Aussicht gestellten rechtliche Zusagen bezüglich 
Staatsbürgerschaftserwerb nicht eingehalten werden. 

In Österreich verlangt eine optimierte Nutzung dieses Handlungsspielraums 
insbesondere eine ausgeprägte Koordination zwischen Bund und Länderebene, da 

letztere mit dem Vollzug des Staatsbürgerschaftswesens betraut sind. Laut einer 
Erhebung von SOS Mitmensch (2023) sind die verantwortlichen Behörden stark 
überlastet, und daher in erheblichem zeitlichen Verzug bei der Antragsbearbeitung. Mit 
einer Entbürokratisierung und einer Evaluierung der aktuellen Verfahrenstechnik 
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einhergehend sollten hier somit auch finanzielle und personelle Ressourcen erweitert 
werden. Die Generierung von politischem Momentum für solcherlei Bestrebungen ist 
jedoch einem Paradox ausgesetzt, wie im Folgenden ausgeführt(Kohlenberger, 2026; 
Valchars, 2026). 

4.3 Koalitionen schmieden & gesamtgesellschaftliche 

Verantwortung 

Geschichtlich wie aktuell ist die politische Inklusion exkludierter Gruppen ein Paradox, 
da letztere definitionsgemäß über keine repräsentative lnteressensvertretung 
innerhalb des existierenden politischen Systems verfügt, die solche Forderungen 
durchsetzen könnten (Kohlenberger, 2026). Da basierend auf dieser Gegebenheit 

kaum politisches Kapital (hinsichtlich Wähler:innenschaft) in einer Liberalisierung des 
Staatsbürgerschaftsgesetzes steckt, findet hier auf parteipolitischer Ebene wenig 
Mobilisierung statt (Kohlenberger, 2026). Trotz der selektiven Politisierung der 
Debatten rund um Staatsbürgerschaft und deren restriktiver Handhabung drängen 
Menschenrechtsorganisationen mit verschiedenen Kampagnen allerdings bereits seit 
Jahren auf eine Liberalisierung des Staatsbürgerschaftsgesetzes, inklusive einer 
allgemeinen Zuwendung zur Doppelstaatsbürgerschaft. 

SOS Mitmensch stellt eine der aktivsten Organisationen in diesem politischen 
Spannungsfeld dar. In der Kampagne ,,#hiergeboren: Ja zur Einbürgerung hier 
geborener Kinder!" aus dem Jahr 2021 forderte die NGO ein faireres 
Staatsbürgerschaftsrecht, insbesondere für in Österreich geborene Kinder von 
Zugewanderten. Seit 2013 veranstaltet die Organisation zudem ergänzend und 

vervollständigend zu Nationalrats-, Landtags- und Gemeinderatswahlen eigene 
Wahlen, bei denen Menschen im Wahlalter, die auf Grund ihrer nicht-österreichischen 
Staatsbürgerschaft von offiziellen Wahlen ausgeschlossen sind, ihre Stimme abgeben 
können (SOS Mitmensch, 2025). Die „Pass Egal Wahl" stellt mit dieser konkreten 
Positionierung gegen das aus der restriktiven Einbürgerung resultierende 
Demokratiedefizit eine der medial wirksamsten Kampagnen dar. 

Auch der österreichweit aktive Verein Südwind bemüht sich mit dem Projekt „Migrant 
Voices Heard" durch EU-weite Kooperation um die Stärkung politischer 
Repräsentation und Partizipation von Migrantinnen nach dem Vorbild des 
Migrant:innenbeirat der Stadt Graz.10 

[101 Siehe https://www.suedwind.at/projekt/mig rant-voices-heard/ 

https://www.graz.at/cms/ziel/7771507/DE/. 
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Zudem unterstützen Stellen wie das Beratungszentrum für Migranten und 

Migrantinnen Betroffene konkret durch Beratungstätigkeiten, um die aktuelle 

Rechtslage rundum Einbürgerung und Staatsbürgerschaft zu navigieren. 

Auch der Verein Fremde werden Freunde beschäftigt sich neben Community­

basierten Projekten mit Möglichkeiten zur Stärkung politischer Inklusion von 

Migrantinnen im Kontext der Staatsbürgerschaft und darüber hinaus.11 Valchars 

(2026) sieht hier zu dem verstärkt Handlungsbedarf der öffentlichen Hand, um - auch 

in Zusammenarbeit mit Vereinen und Organisationen - niederschwellige Zugänge zu 

Informationen, Beratung, und Begleitung zu schaffen. 

Soziologin Judith Kohlenberger (2026) weist darüber hinaus darauf hin, dass die 

Debatte über Modem isieru ng und Reform derösterreich isch en Staatsbü rgersch aftvon 

ungewöhnlichen Allianzen profitieren würde. Kohlenberger nennt hier insbesondere 

Auslandsösterreicher:innen, die in der Debatte um Doppelstaatsbürgerschaft über 

mehr politisches Gewicht und Handlungsspielraum verfügen und die Reform hin zur 

Ermöglichung von Doppelstaatsbürgerschaften befördern könnten. Obwohl dieser 

Konstellation zwischen Auslandsösterreicher:innen und den Drittstaatsangehörigen im 

Inland eine Ungleichbehandlung zugrunde liegt, könnte eine Mobilisierung einer 

solchen Koalition eine konstruktive Hebelwirkung in einer bis dato festgefahrenen 

Debatte herbeiführen. 

Neben rechtlicher Modernisierung, Entbürokratisierung und der Vernetzung 

zivilgesellschaftlicher Organisationen lässt sich ein Paradigmenwechsel in Sachen 

Staatsbürgerschaft allerdings nicht ohne gesamtgesellschaftliches Engagement 

herbeiführen, welches dem dominanten, restriktiven Migrationsdiskurs entgegenwirkt 

Wie durch rezente mediale und kulturelle Projekte suggeriert, wie beispielsweise dem 

medial viel diskutierten Dokumentarfilm „Noch lange keine Lipizzaner'' von Regisseurin 

Olga Kosanovic, kristallisiert sich schrittweise ein gesamtgesellschaftlicher Auftrag 

zum Perspektivenwechsel heraus. Dieser verlangt eine Verschiebung der 

Wahrnehmung von Migration als Problem, welches es einzudämmen gilt, hin zu einem 

Verständnis der Allgegenwertigkeit, Kontinuität und Vielfalt von Migration als integraler 

Bestandteil der österreichischen Gesellschaft, historisch wie aktuell. 

[111 Siehe https://www.migrant.at/informationsblaetter/ 

https://www.fremdewerdenfreunde.at/demokratie/. 
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Menschen mit Migrationsgeschichte in diesem Kontext als vollwertige und 
gleichberechtigte Mitglieder der österreichischen Gesellschaft anzuerkennen erfordert 
eine Ausweitung der Migrations-, Integrations- und damit einhergehenden 
Staatsbürgerschaftsdebatte hin zu den Wahrnehmungen, Herausforderungen und 
Lebensrealitäten der Betroffenen - ebenjenen Mitbürger:innen, die die aktuelle 
Handhabung restriktiver Regelungen wie im Bereich der Staatsbürgerschaft oder der 
toxischen politischen Migrationsdebatte am aktivsten zu spüren bekommen. 

Die in diesem Brief zentral betonte demokratiepolitische Dimension einer 
Staatsbürgerschaftsreform inklusive einer allgemeinen Anerkennung von 
Doppelstaatsbü rgersch aften stellt eine gesamtgesellschaftliche und 
demokratiepolitische Dringlichkeit dar. Verschärft sich die Kluft zwischen Wohn- und 
Wahlbevölkerung in Österreich weiterhin, droht letztlich ein Abgleiten Österreichs in 

eine defizitäre Demokratie. 
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5 Schlussfolgerungen und Handlungsempfehlungen 

Weder politische und legale noch administrative Strukturen und Institutionen in 
Österreich sind derzeit auf den Charakterösterreichs als Einwanderungsgesellschaft 
und die sich immer stärker abbildende Superdiversität ausgerichtet- so auch das 
Staatsbürgerschaftsrecht, welchem sowohl gesellschaftliche Inklusion als auch 
demokratische Teilhabe im Land zugrunde liegen (Dzihic & Günay, 2021). Dieser 
Rückstand koexistiert mit einem toxischen Migrations-und Integrationsdiskurs und fügt 

sich in das Gesamtbild von teils willkürlichen und widersprüchlichen 
Integrationsanforderungen. Die andauernde Migrationsrealität Österreichs und 
administrativen, politischen und sozialen Anforderungen einer solchen superdiversen 
Gesellschaft erfordern daher eine rasche Reform des aktuellen 
Staatsbürgerschaftsrechts. Basierend auf dem in diesem Policy Brief dargelegten 
Sachverhalt lassen sich folgende Handlungsempfehlungen auf der rechtlichen, 

administrativen, sowie zivilgesellschaftlichen Ebene formulieren: 

• Novellierung des Staatsbürgerschaftsgesetzes: Einführung eines bedingten
Territorialprinzips Uus soli) ergänzend zum Abstammungsprinzip, sofern ein 
Elternteil über einen gesicherten dauerhaften Aufenthaltsstatus verfügt
Dadurch könnte die rechtliche Zugehörigkeit von in Österreich geborenen 

Kindern frühzeitig abgesichert und ihre gesellschaftliche Teilhabe gestärkt
werden. Zudem soll eine weitgehende Akzeptanz von
Mehrfachstaatsbürgerschaften etabliert sowie bestehende Doppelstandards in
der Handhabung der Staatsbürgerschaft für Auslandsösterreicher:innen 
zugunsten von Nicht-Staatsangehörigen in Österreich angeglichen werden. 
Eine solche Reform würde den gesellschaftlichen Realitäten transnationaler 
Lebenswelten stärker Rechnung tragen und zu mehr Gleichbehandlung 

beitragen.

• Gesamtheitlicher Ansatz durch Entbürokratisierung und institutionelle

Koordination: Juristische Maßnahmen sollen durch entsprechende 
behördliche Kapazitäten und institutionelle Anpassungen ergänzt werden, um 

einen tatsächlichen Umsetzungserfolg sicherzustellen. Dazu gehören, unter
anderem, eine Vereinfachung administrativer Verfahren, transparente
Zuständigkeiten sowie ausreichende personelle und finanzielle Ressourcen in 
den zuständigen Behörden. Besonderes Augenmerk gilt dabei den
Wechselwirkungen zwischen den einzelnen 
Staatsbü rgersch aftsvorau ssetzu ngen sowie dem Zusammen spiel zwischen 
Bund und Ländern. Nur durch eine koordinierte und konsistente Umsetzung 

können rechtliche Reformen ihre beabsichtigte Wirkung tatsächlich entfalten.
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• Koalitionen & Allianzen: Förderung breiter, schichtübergreifender politischer,

institutioneller und sozialer lnteressensvertretungen, um nachhaltige Allianzen

und gemeinsame Handlungsräume zu schaffen. Insbesondere

zivilgesellschaftliche Organisationen, Bildungsinstitutionen, Sozialpartner und 

migrantische Vereine sollten stärker miteinander vernetzt und in politische

Prozesse eingebunden werden. Solche Koalitionen können dazu beitragen,

gesellschaftliche Polarisierung abzubauen und langfristig breitere

Unterstützung für inklusive staatsbürgerschaftspolitische Reformen zu 

schaffen.

• Wissenszugang & Bewusstseinsbildung: Förderung einer

gesamtgesellschaftlichen Reflexion über Zugehörigkeit und Staatsbürgerschaft,

auch im Rahmen der schulischen Bildung-etwa durch politische Bildung.Ziel 

ist die Schaffung eines breiteren politischen und öffentlichen Diskurses, der

einen Perspektivenwechsel hin zu marginalisierten Gruppen ermöglicht und 

damit toxischen Diskursen rund um Migration und Integration sowie der

Entfremdung betroffener Gruppen entgegenwirkt. Darüber hinaus sollte der

Zugang zu Wissen über Rechte, Partizipationsmöglichkeiten und 

staatsbürgerliche Prozesse gezielt gestärkt werden, um demokratische

Teilhabe zu fördern und gesellschaftlichen Zusammenhalt nachhaltig zu 

unterstützen.
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